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15. Berufliche Bildung unter Druck 
 
An den öffentlichen berufsbildenden Schulen sind durchschnitt
lich 88,8 % der vorgesehenen Stunden erteilt worden. Die Band-
breite an den geprüften Schulen liegt zwischen 81,3 % und 
98,3 %. 
 
Die größte Schülergruppe an den beruflichen Schulen bilden mit 
58 % die Auszubildenden im dualen System. Für diese Gruppe 
sind durchschnittlich nur 85,1 % der vorgesehenen Stunden 
erteilt worden. Die Bandbreite der Unterrichtsversorgung beträgt 
hier 10 Prozentpunkte und steht in Abhängigkeit zur durch
schnittlichen Klassengröße. 
 
Zwar hat das Land rechnerisch genügend Planstellen sogar für 
eine Versorgung von über 100 % zur Verfügung gestellt, jedoch 
sind die Klassengrößen insgesamt zu gering, um bei einer schü
lerbezogenen Personalzuweisung eine auskömmliche Unter
richtsversorgung zu gewährleisten. 
 
Das Bildungsministerium hat im Bereich der dualen Berufsaus-
bildung auf diese Entwicklung mit einem Masterplan zur landes
weiten Schulentwicklungsplanung reagiert. 
 
Der LRH hält die getroffenen Maßnahmen weitgehend für zielfüh
rend. Aber insbesondere die Möglichkeiten, durch berufsüber
greifende Fachklassen oder übergreifenden Unterricht ein 
flächendeckendes und zugleich wirtschaftliches Bildungsange
bot zu erhalten, sind noch nicht ausgeschöpft. 
 
Nachdem in den letzten Jahren davon abgesehen worden ist, die 
Stellen an die rückläufigen Schülerzahlen anzupassen, ist deren 
Verbleib nun notgedrungen erforderlich, um einen voraus-
schauenden Einstellungskorridor zu erhalten. Denn im Bereich 
der berufsbilden Schulen sind über 30 % der Lehrkräfte 55 Jahre 
alt oder älter und die Schülerzahlen werden in den kommenden 
Jahren voraussichtlich wieder ansteigen. 

 
15.1 Prüfungsgegenstand 

 
Im Schuljahr 2024/25 gab es in Schleswig-Holstein 35 öffentliche berufs-
bildende Schulen als organisatorische Verbindungen verschiedener 
Schularten. Träger sind in der Regel die kreisfreien Städte sowie die 
Kreise. 
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Obere Schulaufsichtsbehörde ist das Schleswig-Holsteinische Institut für 
Berufliche Bildung - Landesamt - (SHIBB). Oberste Aufsichtsbehörde ist 
das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur (Bildungsministerium). 
 
Das Land stellt die Stellen für die Lehrkräfte und die Mittel für deren per
sönliche Kosten (insbesondere Gehälter sowie Besoldung) zur Verfügung. 
Hierfür sind 305 Mio. € aufgewendet worden. 
 

15.2 Schülerzahlen gehen zurück, die Klassenzahlen nicht 
 
Die Schülerzahl an den berufsbildenden Schulen hatte im Schuljahr 
2009/10 mit 96.076 Schülern den letzten Höchststand erreicht und ist seit
dem rückläufig. In den letzten 10 Jahren ist sie von 91.341 auf 80.297 
Schüler 2024/25 gesunken. Am größten fällt der Rückgang bei den 
Jugendlichen in einem Ausbildungsverhältnis (von 54.346 auf 46.338) 
sowie bei den Oberschulen und dem Beruflichen Gymnasium (zusammen 
von 10.988 auf nur noch 7.026) aus. 
 
Die Zahl der Klassen hat sich dagegen bis 2024/25 insgesamt gesehen 
kaum verändert. Daher sind mit den rückläufigen Schülerzahlen auch die 
Klassen kleiner geworden - am deutlichsten an den Oberschulen und am 
Beruflichen Gymnasium. 
 
Diese Entwicklung ist in Schleswig-Holstein stärker ausgeprägt als im 
Bundesgebiet. Während die Klassen im Vollzeitbereich früher in Schles
wig-Holstein noch überdurchschnittlich groß waren, liegt die Frequenz 
inzwischen mit 18,4 Schülern unter dem Durchschnittswert der Länder 
(18,8). Im Teilzeitbereich hat sich die Abweichung nach unten weiter von 
1,7 Schülern je Klasse auf 2,6 vergrößert. 
 
Die Auswirkungen auf den Lehrkräftebedarf sind immens. So werden in 
Schleswig-Holstein rechnerisch 15 % mehr Stellen als im Bundesdurch
schnitt benötigt, um den Unterrichtsbedarf im Teilzeitbereich abzudecken. 
 
Laut Bildungsministerium ist die beschriebene Entwicklung der Tatsache 
geschuldet, dass bei rückläufigen Schülerzahlen in einem in ländlichen 
Regionen dünn besiedelten Bundesland zur Sicherstellung gleicher 
Lebensverhältnisse und damit auch Bildungsangeboten stets versucht 
worden sei und werde, möglichst viele Bildungsangebote in der Fläche zu 
erhalten. 
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15.3 Immer mehr Stellen - aber nicht nur für den Unterricht 
 
Trotz der rückläufigen Schülerzahlen ist die Zahl der Stellen für die berufs
bildenden Schulen bis 2025 stetig gestiegen - und zwar von 3.781 in 2016 
auf 4.166: 
 

 
Abbildung 18: Entwicklung der Stellenzahl an Berufsbildenden Schulen 
Quelle: Finanzministerium 

 
Hinzu gekommen sind ab 2021 mit der Gründung des SHIBB und dem 
Übergang sämtlicher Stellen der diesem zugeordneten Schulen in den 
Haushaltsplan des Wirtschaftsressorts (Epl. 06) allerdings auch Stellen, 
die zuvor in anderen Einzelplänen veranschlagt gewesen sind (z. B. für die 
Seemannsschule). Der tatsächliche Anstieg fällt also geringer aus. 
 
Außerdem soll ein Teil dieser Stellen auch für anderes Personal 
(z. B. Schulpsychologen, Bildungsbegleiter) verwendet werden. 
 
Ab 2026 sind Stellen für außerunterrichtliche Aufgaben für alle Schularten 
im Kapitel 0713 (Außerunterrichtliche schulartübergreifende Aufgaben) 
zusammengefasst worden. Ziel: Herstellung von Haushaltstransparenz. 
 
Zuletzt sind zudem durch die Nachschiebeliste zum Haushaltsentwurf 
2026 wieder 95 Stellen hinzugekommen (siehe Tz. 15.9).  
 
Das Bildungsministerium begründet den Stellenanstieg damit, dass der 
Haushaltsgesetzgeber die Unterrichtsversorgung an beruflichen Schulen 
der der allgemeinbildenden Schulen habe angleichen wollen und zusätz-
liche Stellen für Psychologen und Bildungsbegleitungen an Schulen 
bereitgestellt habe. 
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Ab 2021 habe der Schülerzahlrückgang zudem überwiegend im Bereich 
der Schulart Berufsschule (duale Berufsausbildung) stattgefunden, wäh
rend die Schülerzahl im personalaufwendigeren Vollzeitbereich parallel 
dazu, wenn auch in geringerem Maße, gestiegen sei. 
 
Der LRH merkt hierzu an, dass der Schülerzahlrückgang im Bereich der 
dualen Ausbildung um ein Vielfaches höher ausgefallen ist als der Anstieg 
im Vollzeitbereich. Einem Rückgang von 5.300 Schülern bis 2024/25 steht 
gerade einmal ein Nettoergebnis von 350 zusätzlichen Vollzeitschülern 
über alle Schularten gegenüber. 
 

15.4 Welche Schule bekommt wie viele Stellen? 
 
Wie viele Lehrkräfte eine Schule erhalten soll, legt das SHIBB im soge
nannten Planstellenzuweisungsverfahren (PZV) fest. Aus dem Umfang der 
Stundentafeln, den erforderlichen Differenzierungsstunden sowie einer 
angenommenen Klassengröße wird darin für jeden einzelnen Bildungs
gang eine Planstellenzuweisung je Schüler errechnet. Diese sogenannten 
Bemessungszahlen sind seit Jahren nahezu unverändert geblieben. 
 
Die Zahl der Planstellen reichte in der Vergangenheit nicht immer aus, um 
die vorgesehene schülerbezogene Zuweisung vorzunehmen. Um dies 
ausgleichen zu können, ist diese um einen Anpassungsfaktor reduziert 
worden. Im Schuljahr 2017/18 lag dieser Faktor bei 0,96. Mit den zurück-
gehenden Schülerzahlen ist dieser Wert jedoch sukzessive bis auf 1,05 im 
Schuljahr 2022/23 gestiegen. Die schülerbezogene Zuweisung ist also in 
diesem Zeitraum deutlich verbessert worden. 
 
Eine grundlegende Neuerung hat es ab 2024/25 bei der Personalbemes
sung für die Ausbildung der Sozialpädagogischen Assistenten gegeben. 
Um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken, erfolgt die Zuweisung nicht 
mehr anhand der Schülerzahl, sondern ist von der Klassenzahl abhängig. 
Damit sollte auch bei geringen Schülerzahlen ein flächendeckendes 
Angebot vorgehalten werden können. 
 
Auch bei anderen in der Fläche zu erhaltenden Bildungsgängen im dualen 
Bereich (sogenannte Basisberufe) ist im Ergebnis auf eine klassenbezo
gene Zuweisung umgestellt worden - hier allerdings, indem die schüler-
bezogene Zuweisung ergänzt wird. 
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Die hierfür benötigten Stellen stehen der schülerbezogenen Zuweisung 
nicht mehr zur Verfügung, sodass der oben genannte Anpassungsfaktor in 
2024/25 wieder auf 1,03 zurückgegangen ist. 
 

15.5 Unterrichtsversorgung: Luft nach oben 
 
Trotz dieser weiterhin erhöhten Zuweisung sind an den geprüften Schulen 
im Schuljahr 2024/25 lediglich 88,8 % der im PZV vorgesehenen Stunden 
erteilt worden. Die Bandbreite lag an den einzelnen Schulen zwischen 
98,3 % und 81,1 %. Unberücksichtigt bei dieser Auswertung sind das 
Berufliche Gymnasium sowie die Oberschulen, an denen die Unterrichts
versorgung gesondert erhoben wird1, welche sich aufgrund der relativ 
geringen Schülerzahl (siehe Tz. 15.2) nur begrenzt auf das Gesamtergeb
nis auswirken würde. 
 
Maßgeblich für die Unterschiede ist vor allem die Klassenbildung an den 
Schulen gewesen. Je näher die tatsächlichen Klassengrößen an den im 
PZV zugrunde gelegten Sollgrößen gelegen haben, desto höher ist die 
Unterrichtsversorgung gewesen. 
 
Am besten versorgt ist die Ausbildungsvorbereitung Schleswig-Holstein 
(AVSH) gewesen (102,9 %). Die AVSH ist einer der wenigen Bildungs
gänge, in denen die Sollklassengröße (hier: 16,0) erreicht worden ist. Auch 
haben die Schulen bewusst viele Ressourcen eingesetzt, um bei möglichst 
vielen Teilnehmern eine Ausbildungsreife herzustellen. 
 
Im Bereich der dualen Ausbildung sind lediglich 85,1 % der vorgesehenen 
Stunden erteilt worden. Grund sind die vielen kleinen Klassen vor allem im 
ländlichen Raum. Diese sind den Bemühungen der Schulen geschuldet, 
auch bei zurückgehenden Schülerzahlen eine wohn- bzw. ausbildungsort-
nahe Beschulung sicherzustellen. 
 
Für die im Rahmen einer Stichprobe geprüften 8 Schulen hat sich folgen
des Bild ergeben, welches den Zusammenhang zwischen Klassengrößen 
und Unterrichtsversorgung verdeutlicht: 
 

 
1 Siehe zuletzt Bemerkungen 2014 Nr. 12. 
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Abbildung 19: Unterrichtsversorgung in Abhängigkeit von der Klassengröße im dualen Bereich 
Quelle: Geprüfte Schulen und eigene Berechnungen 

 
Während eine ländliche Schule mit durchschnittlich 10,8 Schülern in einer 
Klasse mit einer Unterrichtsversorgung von 79,8 % am unteren Ende der 
Skala gelegen hat, hat eine städtische Schule mit den größten Klassen 
(18,1 Schüler) auch die höchste Unterrichtsversorgung im dualen Bereich 
aufgewiesen (89,8 %). Dass die Unterrichtsversorgung selbst dort unter 
90 % gelegen hat, ist auch wie folgt begründet: Um die Ausbildungs-
bereitschaft in den Betrieben zu erhöhen, ist schon vor längerer Zeit mit 
den Kammern vereinbart worden, dass im zweiten und dritten Ausbil
dungsjahr nur noch an einem Tag Berufsschulunterricht stattfindet.1 
 
Die Schlussfolgerungen in Bezug auf den Zusammenhang zwischen der 
geringen Zahl an Auszubildenden in ländlich geprägten Räumen und der 
dort geringeren Unterrichtsversorgung hält das Bildungsministerium auf
grund der Systematik des PZV (Zuweisung in Abhängigkeit von der Schü
lerzahl) für schlüssig, da der Unterricht dann häufig um die Fächer Sport 
und Englisch gekürzt werde, was auch in Zusammenhang mit der Lehr
kräfteversorgung in diesen Fächern stehe. 
 

15.6 Flexibilisierung ist gefragt 
 
Um eine „ressourceneffiziente“ Vergrößerung von Lerngruppen und damit 
eine weiterhin wohnortnahe Beschulung bei zurückgehenden Schülerzah
len zu ermöglichen, hat die Kultusministerkonferenz (KMK) empfohlen, die 
gemeinsame Beschulung „affiner Ausbildungsberufe“ auszuweiten. 

 
1  Vereinbarungen mit dem Wirtschaftsverband Handwerk und der IHK vom 06.07.1995 

bzw. 21.08.1996 sowie das Gesprächsergebnis zwischen den Handwerkskammern und 
dem Bildungsministerium vom 04.03.1997. 
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Gemäß Rahmenlehrplan der KMK können z. B. 17 unterschiedliche 
Metallberufe alle im ersten Ausbildungsjahr gemeinsam in berufsüber-
greifenden Klassen beschult werden. 
 
Diese Möglichkeit ist von den Schulen bisher wenig genutzt worden. Für 
den LRH ist dies unverständlich. Bereits 2004 sind die Metallberufe neu 
geordnet worden. Seitdem sind die Lernfelder im ersten Ausbildungsjahr 
für alle Berufe gleich. Immerhin sind in den Bauberufen solche Unterstufen 
an allen geprüften Schulen eingerichtet worden. Im Übrigen ist die Mög
lichkeit, Fachklassen für Berufsgruppen oder Berufsfelder verwandter 
Berufe einzurichten, nur vereinzelt genutzt worden. Etwas anderes gilt nur 
für die 2- und 3-jährigen aufeinander aufbauenden Berufsausbildungen 
(z. B. Verkäufer und Kaufmann im Einzelhandel), welche auch grundsätz
lich miteinander beschulbar sind. 
 
Wenn keine gemeinsamen Klassen eingerichtet werden (dürfen), können 
die Schüler auch stundenweise klassenübergreifend unterrichtet werden. 
 
Auf organisatorischer Ebene sind folgende Formen des klassenübergrei
fenden Unterrichts denkbar: 
 
• Jahrgangsübergreifender Unterricht, 
• berufsübergreifender Unterricht,  
• schulartübergreifender Unterricht sowie 
• Mischformen. 
 
Die Schulen haben diese Möglichkeiten höchst unterschiedlich genutzt.  
Während an einer Schule zu 50,0 % klassenübergreifend unterrichtet wor
den ist, sind es an einer anderen Schule lediglich 0,6 % gewesen. 
 
An einigen Schulen ist der klassenübergreifende Unterricht also noch aus
baufähig: Während die Einrichtung von übergreifenden Klassen aufgrund 
des Fachklassenprinzips im dualen Bereich überwiegend nur in den Ein
gangsstufen möglich ist, kann der übergreifende Unterricht auch in den 
höheren Klassenstufen zur Erhöhung der Wirtschaftlichkeit des Lehrerein
satzes und damit zum Erhalt eines Ausbildungsgangs vor Ort genutzt wer
den. 
 
Das Bildungsministerium weist darauf hin, dass die vom LRH geforderte 
„Flexibilisierung“ unter dem Stichwort „Gabelbeschulung“ insbesondere im 
sogenannten „Metallcluster“ umfassend umgesetzt worden ist, was sich 
jedoch erst mit Umsetzung des Masterplans ab dem Schuljahr 2025/26 
umfänglich auswirke. 
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Jahrgangsübergreifender Unterricht werde in der Regel aufgrund qualita
tiv-pädagogischer Überlegungen nur eingesetzt, sofern er nicht vermeid
bar ist (z. B. bei sehr kleinen Lerngruppen in zweiten Fremdsprachen im 
Beruflichen Gymnasium). 
 
Der LRH merkt hierzu an, dass der Masterplan (siehe Tz. 15.7) zwar eine 
Gabelbeschulung vorsieht - an einer Schule ist inzwischen auch eine 
Grundstufe der industriellen Metallberufe eingerichtet worden. Die anderen 
Metallberufe werden jedoch weiterhin gesondert beschult und an den 
anderen geprüften Schulen gibt es weiterhin keine Metall-Unterstufe 
(Stand: 2. Halbjahr 2025/26). 
 
Jahrgangsübergreifender Unterricht kann aus der Sicht des LRH durchaus 
ein Mittel zum Erhalt eines Bildungsgangs bei niedrigen Schülerzahlen 
sein, soweit entsprechende pädagogische Konzepte vorliegen. Diese soll
ten unter anderem konkrete Pläne für die Kompetenzerweiterung der  
beteiligten Lehrkräfte im Umgang mit heterogenen Lerngruppen enthalten. 
 

15.7 Masterplan soll es richten - aber nur im dualen Bereich 
 
Das Bildungsministerium hat im Bereich der dualen Berufsausbildung auf 
den Schülerrückgang mit einer landesweiten Schulentwicklungsplanung 
reagiert. Hierzu hat das SHIBB einen sogenannten Masterplan erstellt. 
Dieser sollte im Wesentlichen in den Schuljahren 2024/25 und 2025/26 
umgesetzt werden. Er enthält Maßnahmen zur Sicherung der regionalen 
Versorgung bei Basisberufen, für deren Erhalt inzwischen 60 Stellen 
gesondert genutzt werden, die 2021 vom Landtag entgegen der ursprüng
lichen Regierungspläne im Haushalt nicht gestrichen wurden. 
 
Ebenso sieht der Masterplan weitere Synergie- und Konzentrations-
prozesse vor. Die sogenannte Gabelbeschulung ermöglicht vor allem im 
Bau- und Metall-Bereich die Einsetzung gemeinsamer Unterstufen. Auch 
die Ausschreibung neuer Bezirksfachklassen (BFK) und Landesberufs
schulen (LBS) kann im Einzelfall erfolgen. In den letzten beiden Schuljah
ren sind allerdings schon 40 neue BFK entstanden. Zudem sind 6 neue 
LBS zum 01.08.2025 eingerichtet worden.  
 
Digitale Lernformate wie Synchrones Lernen/Hybridunterricht können zwar 
theoretisch genutzt werden, um lange Fahrzeiten zur Berufsschule zu 
vermeiden, finden in der Praxis im Bereich der dualen Ausbildung an den 
geprüften Schulen bisher aber kaum Anwendung. 
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15.8 Bewertung  
 
Um die Unterrichtsversorgung zu verbessern, ist eine wirtschaftliche Klas
senbildung notwendig. Ebenso muss das Bildungsministerium flächen-
deckende und bedarfserfüllende Angebote an Schularten und Aus-
bildungsgängen im Blick behalten. Unter dem Eindruck begrenzter 
Ressourcen ist dies ein nicht unbeachtlicher Spagat. Der LRH hält vor  
diesem Hintergrund die Maßnahmen des Masterplans weitgehend für ziel
führend, wenn auch offenbleibt, ob sie insgesamt ausreichen werden. 
 
Die Möglichkeiten, durch berufsübergreifende Fachklassen oder über-
greifenden Unterricht ein flächendeckendes und zugleich wirtschaftliches 
Bildungsangebot zu erhalten, sind aber noch nicht ausgeschöpft. 
 
Das Bildungsministerium sollte eine Handreichung zu gemeinsamen 
Beschulungsmöglichkeiten sowie der Organisation klassenübergreifenden 
Unterrichts erstellen und die Schulen verstärkt zur Nutzung dieser 
Instrumente anhalten.  
 
Zwar ist die Einrichtung von weiteren BFK und LBS grundsätzlich ein 
geeignetes Instrument, um wirtschaftliche Klassengrößen herzustellen, 
durch den Wegfall von Ausbildungsgängen gehen jedoch auch Möglichkei
ten verloren, den Unterricht an den bisherigen Standorten durch klassen
übergreifenden Unterricht wirtschaftlich zu gestalten. Durch längere 
Fahrtwege kann zudem die Nachfrage nach Berufen, die nur noch in BFK 
oder LBS angeboten werden, sinken. Dies kann den Mangel in bestimm
ten Berufsfeldern verstärken. Geschwächt wird zudem auch die Berufs-
felderprobung als Maßnahme der Berufsorientierung.1  
 
Daher sollten Zusammenlegungen zu BFK und LBS aus der Sicht des 
LRH nur ein nachrangiges Mittel im Umgang mit zurückgehenden Schüler
zahlen sein. 
 
Die nun möglichen digitalen Lernformate sollen zwar mit Blick auf die 
Unterrichtsqualität mit der gebotenen Umsicht, dennoch aber gezielt 
vorangetrieben werden. Hier muss das Bildungsministerium bzw. das 
SHIBB über weitere Unterstützung für die Schulen nachdenken.  

  

 
1  Vgl. Umdruck 20/4603 vom 25.03.2025.  
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Das Bildungsministerium dankt für den Hinweis, eine Handreichung für 
die Möglichkeiten der gemeinsamen Beschulung zu erstellen, auch wenn 
diese im Rahmen des Masterplanprozesses bereits umfassend ausgewer
tet und mit den Schulleitungen erörtert worden seien.  
Dabei habe sich jedoch eher die Zusammenfassung von Lerngruppen als 
Problem herausgestellt, die über das pädagogisch Sinnvolle in Bezug auf 
die Unterrichtsqualität deutlich hinausgegangen sei. 
 
Der LRH verweist darauf, dass seine Empfehlung auf die gegebenenfalls 
auch nur teilweise gemeinsame Beschulung „affiner Ausbildungsberufe“, 
wie sie auch von der KMK empfohlen worden ist (siehe Tz. 15.6), abzielt. 
Diese Möglichkeit ist noch nicht von allen Schulen hinreichend genutzt 
worden. 
 

15.9 Ausblick: Wie geht es weiter? 
 
Der Haushalt 2026 sieht vor, dass zum Schuljahr 2026/27 Stellen in 
andere Kapitel umgesetzt werden. Die Einsparungen fallen aber geringer 
aus als ursprünglich geplant. 55 Stellen sind verblieben, um den Unterricht 
in kleinen Klassen zu sichern. Weitere 40 Stellen sind erhalten worden, da 
der Stellenrückgang die Zahl der Pensionierungen nicht überschreiten 
könne. 
 
Nachdem es in den letzten Jahren versäumt worden ist, Stellen abzu-
bauen, ist deren Verbleib notgedrungen erforderlich, um weiterhin die 
erforderlichen Einstellungen vornehmen zu können. Im Bereich der 
berufsbildenden Schulen sind über 30 % der Lehrkräfte 55 und mehr Jahre 
alt. Entsprechend hoch ist der Ersatzbedarf in den nächsten Jahren. Diese 
zusätzlichen Stellen für die Aufrechterhaltung des Einstellungskorridors 
müssen aber nicht dauerhaft eingerichtet werden, sondern können mit 
Ausscheiden der jetzt überzähligen Stelleninhaber entfallen. 
 
Nach einer Prognose des Bildungsministeriums1 wird die Zahl der Schüler 
an den berufsbildenden Schulen schon im Schuljahr 2026/27 mit 75.259 
ihren Tiefstwert erreichen, um dann bis zum Schuljahr 2035/36 wieder 
kontinuierlich anzusteigen.  
 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3753, Tabellenanhang Tabelle 5.6. 
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Abbildung 20: Entwicklung der Schülerzahl an öffentlichen berufsbildenden Schulen bis 
2035/2036 
Quelle: Bildungsministerium 

 
Der Grund für den Rückgang ist unter anderem der Entfall eines Abiturien
tenjahrgangs aufgrund der Schulzeitverlängerung an den Gymnasien. 
 
Damit die bald wieder steigenden Schülerzahlen nicht zu einer (noch) 
höheren Stellenzuweisung führen, wird seitens des Bildungsministeriums 
eine generelle Umstellung auf eine klassenbezogene Personalzuweisung 
erwogen. Denn der Anstieg der Klassenzahlen werde deutlich geringer 
sein. 
 
Dies birgt aber neue Probleme und Herausforderungen: Die Zuweisung 
von Lehrkräften sollte sich an einem möglichst sparsamen Umgang mit 
Lehrkräfteressourcen ausrichten. Bisher ist das Bildungsministerium davon 
ausgegangen, dass die schülerbezogene Zuweisung - anders als die klas
senbezogene - geeignet ist, die Bildung von wirtschaftlichen Klassen-
größen zu fördern. 
 
Mit der Umstellung auf eine klassenbezogene Zuweisung würde 
unwirtschaftliches Verhalten der Schulen honoriert werden. Richtet eine 
Schule beispielsweise eine Klasse mit nur 5 Schülern ein, würde sie die 
gleiche Zuweisung erhalten wie eine Schule, die eine solche Klasse mit 29 
Schülern gebildet hat. 
 
Zwar könnte die Einrichtung von kleinen Klassen unter einen Genehmi
gungsvorbehalt gestellt werden und so engmaschig kontrolliert werden. 
Dies würde jedoch die Selbstständigkeit und Eigenverantwortung der 
Schulen und damit letztendlich auch das kostenaufwendigere Konstrukt 
der Regionalen Berufsbildungszentren infrage stellen. 
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Grundsätzlich ist zu bedenken, dass ein Anstieg der Schülerzahlen in der 
Zukunft nicht zwangsläufig auch den Stellenbedarf erhöht.  
 
Das Bildungsministerium verweist im Hinblick auf die Vergangenheit auf 
das politische Ziel, eine mindestens 100 %ige Unterrichtsversorgung in  
allen Schularten als Mittel zur Verbesserung der Bildung zu erreichen.  
Insofern bewegen sich die beruflichen Schulen in Bezug auf ihre Unter
richtsversorgung auf dem Niveau der allgemeinbildenden Schulen. Der 
Abbau des Defizits habe in einem langjährigen Aufholprozess, von 
ca. 87 % in 2009/10 kommend, mit dem Rückgang der Schülerzahlen 
umgesetzt werden können. 
 
Derzeit sei ein kontinuierlicher Rückgang der Bewerberzahlen für das 
Referendariat für das Lehramt an berufsbildenden Schulen zu beobachten, 
der bei Wiederanstieg der Schülerzahlen und gleichzeitigen vermehrten 
Abgängen zu Herausforderungen in Bezug auf die ausreichende Nach
wuchsgewinnung führen könnte. Auch aus diesem Grunde sei der Erhalt 
von weiteren 40 Stellen unbedingt erforderlich, um Einstellungsmöglichkei
ten zu sichern. In diesem Zusammenhang sei auch auf die temporäre 
Abordnung von Berufsschullehrkräften an allgemeinbildenden Schulen zu 
verweisen, die dort Lehrkräftebedarfe zu decken helfe und die kurzfristigen 
numerischen Überhänge an beruflichen Schulen dafür sinnvoll nutze. 
 
Der LRH teilt die Bewertung im Hinblick auf Notwendigkeiten bei der 
Deckung des zukünftigen Lehrerbedarfs. 
 
Soweit das Bildungsministerium auf das Erreichen der 100 %igen Unter
richtsversorgung verweist, kann damit allerdings nur die Deckung des Ge
samtstellenbedarfs gemäß PZV gemeint gewesen sein. Da in diesem Be
messungsverfahren größere Klassen zugrunde gelegt werden als in der 
Realität entstehen, fällt die tatsächliche Unterrichtsversorgung geringer 
aus. Dies ist zwar auch bei den allgemeinbildenden Schulen der Fall; der 
Unterschied fällt im berufsbildenden Bereich jedoch größer aus. Im Schul
jahr 2024/25 hat der LRH an den geprüften Schulen (ohne berufliche 
Gymnasien/Oberschulen) lediglich eine Erteilung von 88,8 % der im PZV 
vorgesehenen Stunden erhoben (siehe Tz. 15.5). 
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